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Die Corona-Pandemie bestimmt seit diesem 

Frühjahr das gesellschaftliche Leben und po-

litische Handeln in Deutschland und weiten 

Teilen der Welt. Insbesondere seine rasante 

Ausbreitung hat die politischen Akteure vor 

eine beispiellose Herausforderung gestellt 

und einen enormen Handlungsdruck aufge-

baut. Dies gilt nicht zuletzt auch im Hand-

lungsfeld „Wohnen“, einem existenziellen 

Grundbedürfnis.  

Die massiven gesamtwirtschaftlichen Aus-

wirkungen der Pandemie würden ohne 

staatliche Hilfen zum Teil zu deutlichen Ein-

kommenseinbußen führen und damit die 

Zahlungsfähigkeit vieler Mieterinnen und Ei-

gentümer gefährden. Vor diesem Hinter-

grund sah sich die Bundesregierung ge-

zwungen mit umfangreichen Maßnahmen 

die Wirtschaft zu stützen und damit auch 

eine soziale Wohnraumversorgung unter 

Krisenbedingungen sicherzustellen. Mit 

massiven finanz- und wohnungspolitischen 

Maßnahmen konnte der Schaden für die  

soziale Wohnraumversorgung bislang 

(Stand 01.09.2020) in Grenzen gehalten 

werden. Angesichts vieler schwer kalkulier-

barer Einflussfaktoren auf die Wohn- und 

Immobilienmärkte bleibt jedoch unklar, wie 

sich die Versorgung von Haushalten mit ge-

ringen finanziellen Mitteln mit bezahlbarem 

Wohnraum mittel- bis langfristig entwickeln 

wird. 

Die vorliegende werkSTADT „Corona und 

Wohnen – Reaktionen der Politik“ setzt sich 

mit den Auswirkungen der Corona-Krise auf 

die Wohnraumversorgung auseinander und 

skizziert die wesentlichen (wohnungs-)poli-

tischen Maßnahmen, die ergriffen wurden, 

um ein Übergreifen der Krise auf die Woh-

nungsmärkte zu verhindern. 

Mit weitreichenden (und unumgänglichen) 

Maßnahmen, welche massive Einschränkun-

gen in nahezu allen Lebensbereichen zur Folge 

hatten, und nach wie vor haben, konnte in 

den zurückliegenden Monaten die unkontrol-

lierte Ausbreitung des Corona-Virus erfolg-

reich eingedämmt werden. Deutschland ist im 

internationalen Vergleich bislang verhältnis-

mäßig glimpflich durch die Pandemie gekom-

men. Strenge Ausgangs- und Kontaktbe-

schränkungen – vor allem in der Anfangs-

phase – sowie Hygienevorschriften, die Schlie-

ßung von Kindergärten und Schulen, weitrei-

chende Einschränkungen im Einzelhandel, im 

Hotel- und Gastronomiegewerbe sowie bei 

Kultur-, Sport- und Freizeiteinrichtungen, Ver-

sammlungsverbote und etliche weitere Maß-

nahmen mehr sollten die „Gesundheit schüt-

zen und [die] Leistungsfähigkeit des Gesund-

heitssystems bewahren“ und die „Folgen für 

Bürgerinnen und Bürger, Beschäftigte und Un-

ternehmen abfedern“ (Bundesregierung 

2020a: S. 2). 

(Wohnungs-)wirtschaftliche 

Folgekosten der Corona-Krise 

Neben den unbestrittenen Erfolgen bei der Be-

kämpfung der Ausbreitung der Pandemie hat 

die Corona-Krise zugleich wesentliche soziale 

und wirtschaftliche Folgekosten verursacht, 

von denen auch die Immobilienmärkte und die 

Wohnraumversorgung im Allgemeinen betrof-

fen sind (zum Einfluss der Corona-Pandemie 

auf den Wohnimmobilienmarkt s. Roh-

land/Hallenberg 2020). So müssen zahlreiche 

Branchen erhebliche Umsatzeinbrüche ver-

zeichnen. Durch die damit verbundene Aus-

weitung der Kurzarbeit, einem Anstieg der Ar-

beitslosigkeit und einem Wegbrechen zahlrei-
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cher Mini-Jobs müssen viele (ehemals) Er-

werbstätige zum Teil deutliche Einkommens-

verluste hinnehmen. Die Zahlungsfähigkeit 

von Haushalten im Hinblick auf Miet- bzw. 

Zins- und Tilgungszahlungen ist damit ge-

schwächt worden. 

Zwar liegen die Mietausfälle laut verschiede-

ner Umfragen sowie nach Aussage großer   

gewerblicher Wohnungsunternehmen bislang 

im unteren bis mittleren einstelligen Prozent-

bereich; so ließ das Wohnungsunternehmen 

Vonovia verlauten, dass lediglich 1 Prozent ih-

rer Mieter um Mietstundung gebeten hätten 

(WDR 2020). Der BFW Landesverband Ber-

lin/Brandenburg ermittelte in einer Umfrage 

vom 15. bis 26. Mai 2020 bei seinen Mitglieds-

unternehmen ebenfalls eine geringe Mietaus-

fallquote. Nur 1,47 Prozent der Mietverhält-

nisse seien von einer Reduzierung oder Stun-

dung der Miete betroffen (Vetter 2020). Doch 

Kleinvermieter hingegen haben nach Aussage 

von Interessensvertretern wesentlich stärker 

unter Mietausfällen zu leiden. Laut einer von 

Haus & Grund Deutschland in Auftrag gege-

benen Umfrage sehen sich 5,8 Prozent der 

Mieterinnen und Mieter nicht mehr in der 

Lage, aufgrund Corona-bedingter Einkom-

menseinbußen ihre Miete zahlen zu können 

(Hartmann 2020). 

Dass viele Mieterhaushalte in der Corona-Krise 

unter Druck geraten, zeigt der Servicemonitor 

Wohnen 2020 vom Beratungsunternehmen 

Analyse & Konzepte, in dem 1.000 Mieterin-

nen und Mieter u. a. zu den Auswirkungen der 

Corona-Pandemie auf ihre finanzielle Situation 

befragt wurden (Analyse & Konzepte 2020). 

So gaben 31 Prozent der Befragten an, Ein-

kommenseinbußen aufgrund der Corona-

Krise zu unterliegen, insbesondere Haushalte 

mit Kindern und Paare unter 30 Jahren. 15 

Prozent der Befragten äußerten zudem Beden-

ken, ihren Mietverpflichtungen auch künftig 

vollumfänglich nachkommen zu können.    

Darüber hinaus berichtete die Berliner Senats-

verwaltung für Stadtentwicklung und Woh-

nen, dass in den Monaten März bis Juni dieses 

Jahres knapp 40 Prozent mehr Wohngeldan-

träge gestellt worden sein als im vergleichba-

ren Vorjahreszeitraum (Gericke 2020). Zwar 

dürfte ein wesentlicher Anteil der zusätzlichen 

Anträge auf das am 01.01.2020 in Kraft ge-

tretene Wohngeldstärkungsgesetz (Wohngel-

dreform) zurückzuführen sein. Der hohe An-

stieg insbesondere im April (+50 % gegenüber 

dem Vorjahresmonat) ist jedoch eher der Pan-

demie-Situation zuzuschreiben.  

Verschärfen könnte sich die Situation mit Blick 

auf eine mögliche weitere Zuspitzung der ge-

samtwirtschaftlichen Situation, die im Herbst 

dieses Jahres eine Welle von Unternehmensin-

solvenzen auslösen könnte: Aus einer Umfra-

gen des ifo Instituts im Juni 2020 geht hervor, 

dass sich rund 21 Prozent der befragten       

Unternehmen durch die Corona-Krise in ihrer 

Existenz bedroht sehen. Besonders groß sind 

die Befürchtungen im Dienstleistungssektor 

(27 %) und im Einzelhandel (21 %). In der 

Baubranche sehen hingegen lediglich 2 Pro-

zent der Befragten ihre Existenz gefährdet (ifo 

Institut 2020a). 

Corona-Pandemie als Risiko für die 

soziale Wohnraumversorgung 

Wohnkosten in Form von Mietzahlungen oder 

als Ausgaben für Zins- und Tilgung (zzgl. der 

kalten und warmen Nebenkosten) stellen häu-

fig den größten Ausgabenposten privater 

Haushalte dar. Die Begleichung dieser zumeist 

langfristigen Zahlungsverpflichtung kann in 
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Zeiten starker wirtschaftlicher Umbrüche, wie 

der Corona-Krise, akut gefährdet sein.  

Entsprechend der Mikrozensuszusatzerhe-

bung 2018 „Wohnen in Deutschland“ fällt der 

Anteil der durchschnittlichen Mietbelastungs-

quote mit einem Anstieg des monatlichen 

Haushaltsnettoeinkommens (Destatis 2019). 

Vor allem Haushalte mit geringem Haushalts-

nettoeinkommen, bspw. aus einem geringfü-

gigen Beschäftigungsverhältnis, sind in beson-

derem Maße von hohen Wohnkosten betrof-

fen. So lag die durchschnittliche Mietbelas-

tungsquote von Haushalten mit einem monat-

lichen Haushaltsnettoeinkommen von unter 

900 Euro bei 47,3 Prozent, bei 900 bis 1.500 

Euro bei 34,5 Prozent und bei 4.500 bis 6.000 

Euro bei 16 Prozent. 

Darüber hinaus haben besonders auch jene 

Branchen unter den Auswirkungen der 

Corona-Krise zu leiden, in denen der Anteil ge-

ringfügig Beschäftigter überdurchschnittlich 

hoch ist (Gaststättengewerbe, Hotellerie). 

Haushalte mit geringen finanziellen Möglich-

keiten sind insofern in doppelter Hinsicht von 

der Corona-Krise betroffen: zum einen durch 

eine hohe (und durch Einkommenseinbußen 

weiter steigende) Wohnkostenbelastung und 

zum anderen durch eine hohe Arbeitsplatzun-

sicherheit. Die Hans-Böckler-Stiftung kommt 

in einer Befragung zu dem Ergebnis, dass die 

Corona-Krise die bestehenden sozialen         

Ungleichheiten verschärfe. So würden            

Erwerbstätige mit niedrigen Einkommen die 

wirtschaftlichen Folgen der Krise stärker zu 

spüren bekommen als jene, die über höhere 

Einkommen verfügen (Hans-Böckler-Stiftung 

2020).  

Angesichts der Tatsache, dass sich ein kurzfris-

tiger Umzug in Folge von Einkommenseinbu-

ßen ohne erheblichen Mehraufwand meistens 

nicht realisieren lässt, zeichnet sich die Markt-

anpassung durch eine „geringe (kurzfristige) 

Einkommenselastizität der Nachfrager nach 

Wohnraum“ (Groß et al. 2020: S. 8) aus. Ohne 

staatliche Transferzahlungen und bei man-

gelnden finanziellen Rücklagen oder sonstigen 

Sparpotenzialen führt diese zwangsläufig zu 

einem erhöhten Risiko für Zahlungsausfälle 

seitens der Mieter bzw. Darlehensnehmer. 

Verstärkt wird die Situation zudem durch den 

sogenannten Lock-in-Effekt, der durch ein 

auseinanderdriften der Angebots- und Be-

standmieten ausgelöst wird, und den Umzug 

in eine neue, den veränderten Bedarfen und 

der aktuellen Zahlungsfähigkeit angepasste 

Wohnung erschwert. 

Um die Risiken der Corona-Pandemie für die 

Wohnraumversorgung abschätzen zu können 

führte der Sachverständigenrat für Verbrau-

cherfragen (SVRV) im Auftrag des Bundesjus-

tizministeriums einen Stresstest durch, in dem 

die Auswirkungen unterschiedlich starker Ein-

kommenseinbußen auf die Wohnkostenbelas-

tung simuliert wurden (Groß et al. 2020). Den 

Ergebnissen zufolge führen (im Durchschnitt) 

bereits geringe Einkommensverluste bei Mie-

tern und Eigentümern von selbstgenutzten 

Wohnimmobilien zu einer Überlastung durch 

Wohnkosten, d. h. zu einer Überschreitung 

des Schwellenwertes von 40 Prozent bei der 

Wohnkostenbelastungsquote (s. auch Roh-

land/Hallenberg 2020). Die Gefahr, Einkom-

mensverluste zu erleiden und damit schlimms-

tenfalls in die Wohnungslosigkeit abzurut-

schen, steigt mit der Dauer der Krise und ist 

umso höher, je stärker sich diese auf die ge-

samte Volkswirtschaft auswirkt. Können Mie-

ten und Darlehen nicht mehr aus den laufen-
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den Einnahmen gedeckt werden, müssen, so-

weit vorhanden,     finanzielle Rücklagen und 

Ersparnisse aufgebraucht werden, die dann 

ggfs. nicht mehr für die Altersvorsorge einge-

setzt werden können. 

 

 „Die Nachfragen bei unseren Vereinen rund 

um das Thema Corona und Miete steigen 

spürbar“ (DMB in „Und wer hilft dem Ver-

mieter?“, FAZ (online), 29.03.2020) 

 

Andauernde Einkommensverluste, wie sie in 

der aktuellen Krise zu vermuten sind, stellen 

somit eine Gefahr für die (soziale) Wohnraum-

versorgung dar; auch vor dem Hintergrund, 

dass nach deutschem Mietrecht dann eine 

fristlose Kündigung des Mietverhältnisses aus-

gesprochen werden kann, wenn an zwei auf-

einander folgenden Monaten keine Miete ge-

zahlt wurde oder ein nicht unerheblicher Teil 

der Miete nicht geleistet wurde oder wenn 

sich über einen längeren Zeitraum hinweg ein 

Mietrückstand in Höhe von zwei Monatsmie-

ten aufsummiert hat (§ 543 Abs. 2 Nr. 3 BGB). 

Da der Erwerb einer Immobilie üblicherweise 

mit deutlichen finanziellen Belastungen ein-

hergeht und die finanziellen Rücklagen 

schmälert, kann sich die Krise auch negativ auf 

die Darlehensnehmer auswirken; insbeson-

dere dann, wenn der Darlehensnehmer mit 

der Rückzahlung der Zins- und Tilgungszah-

lungen in Verzug gerät und eine Verwertung 

der eingeräumten Sicherheit, bspw. der 

Wohnimmobilie, droht. 

 

Tabelle 1: Wichtige (wohnungs-) politische Maßnahmen, Quelle: eigene Darstellung --< weiter hinten 
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Politische Maßnahmen 

Wirtschaftspolitische 

Unterstützungsmaßnahmen 

Angesichts der weitreichenden gesellschaftli-

chen und gesamtwirtschaftlichen Folgen der 

Corona-Pandemie hat die Bundesregierung 

wichtige (wohnungs-)politische Maßnahmen 

ergriffen, um u. a. ein Übergreifen auf die (so-

ziale) Wohnraumversorgung so gut wie mög-

lich zu verhindern. Im Folgenden wird auf 

zentrale Maßnahmen eingegangen, welche im 

Zusammenhang mit den (Wohn-)Immobilien-

märkten und der Sicherung der (sozialen) 

Wohnraumversorgung zu sehen sind. 

Ein zentrales Anliegen der Bundesregierung ist 

es, die Auswirkungen der Corona-Krise auf 

den Arbeitsmarkt so gering wie möglich zu 

halten, auch um damit die Zahlungsfähigkeit 

der Mieter und Darlehensnehmerinnen sicher-

zustellen. Ein zentrales Instrument ist in die-

sem Kontext das Kurzarbeitergeld. 

Mit dem Ziel, durch die staatliche Übernahme 

von Personalkosten den vor der Krise als „ge-

sund“ geltenden Unternehmen über den tem-

porären Nachfrage- und Angebotsschock hin-

weg zu helfen, sollte ein sprunghafter Anstieg 

der Arbeitslosenzahlen verhindert werden.  

Bereits am 16. März 2020, also unmittelbar 

nach dem staatlich verordneten Lockdown für 

das gesamte Bundesgebiet, hat die Bundesre-

gierung die Voraussetzungen für einen           

erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld 

rückwirkend zum 01. März 2020 geschaffen. 

Abbildung 1: Arbeitsmarkt Februar bis August 2020, Quellen; s. o.  
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Darüber hinaus beschloss der Koalitionsaus-

schuss am 22. April eine Erhöhung der Bezüge 

in Abhängigkeit der Dauer der Kurzarbeit. Im 

August dieses Jahres hat sich die Regierungs-

koalition darauf verständigt, die maximale Be-

zugsdauer von 12 auf bis zu 24 Monate her-

aufzusetzen und damit die Regelungen zur 

(erleichterten) Kurzarbeit bis zum 31. Dezem-

ber 2021 zu verlängern – allerdings nur für 

jene Unternehmen, die bis zum 31. März 2021 

Kurzarbeit eingeführt haben. 

Die Ausweitung und vereinfachte Inanspruch-

nahme der staatlichen Unterstützungsmaß-

nahmen wurde von der Wohnungswirtschaft 

ausdrücklich begrüßt. Kritische Stimmen wa-

ren nicht zu vernehmen. So äußerte sich Axel 

Gedaschko, Präsident des GdW mit den Wor-

ten: „Die Erhöhung des Kurzarbeitergeldes ist 

ein wichtiges Signal an alle Wirtschaftsbran-

chen, mit dem die Zahlungsfähigkeit der Kun-

dinnen und Kunden gesichert werden kann. 

[...] Die Investitionstätigkeit der Wohnungsun-

ternehmen zu sichern, bedeutet, einen Domi-

noeffekt von ausbleibenden Zahlungen und 

Aufträgen und weiteren negativen Folgen für 

die gesamte Wirtschaft abzuwenden. Wenn 

die Wohnungswirtschaft weiterhin Bauunter-

nehmen und Handwerksfirmen beauftragen 

kann, dann können diese Investitionen in die 

Zukunft des bezahlbaren Wohnens entschei-

dender Teil eines Weges heraus aus der 

Corona-bedingten Wirtschaftskrise sein" 

(GdW 2020a). 

Ein Blick auf die Anzahl der Unternehmen, die 

Kurzarbeit eigeführt haben, verdeutlicht, wie 

wichtig dieses Instrument für die Existenz zahl-

reicher Unternehmen und Beschäftigungsver-

hältnisse geworden ist: seit Beginn der 

Corona-Krise in Deutschland haben mehr als 

750.000 Betriebe aus sämtlichen Wirtschafts-

bereichen Kurzarbeit eingeführt, über 10 Mil-

lionen Beschäftigte sind hiervon betroffen (BA 

2020b, BA 2020c). Die Bundesagentur für Ar-

beit (BA) geht davon aus, dass sich die Kosten 

für die Leistung bis zum Ende des Jahres auf 

rund 30 Milliarden Euro belaufen dürften, was 

die Rücklagen der BA (rund 26 Mrd. Euro) 

deutlich übersteigt (Handelsblatt 2020). 

Zu erwähnen ist in diesem Kontext ebenfalls 

das Konjunkturprogramm („Marshallplan 

2.0“), auf das sich der Koalitionsausschuss An-

fang Juni dieses Jahres einigen konnte (BMF 

2020a). Dieses umfasst insgesamt 57 Maß-

nahmen mit einem geschätzten Gesamtvolu-

men von 130 Milliarden Euro. Nach dem har-

ten Lockdown in den ersten Wochen der Pan-

demie und der schrittweisen Öffnung in den 

Folgemonaten soll das Paket die Konjunktur 

forcieren und (temporäre) Kauf- bzw. Investi-

tionsanreize schaffen. Zentrales Anliegen hier-

bei ist, die sozialen und ökonomischen Aus-

wirkungen der Krise auf die Wirtschaft, die 

Bürgerinnen und Bürger sowie die öffentliche 

Hand einzudämmen. Zu den Kernelementen 

des Programms gehören u. a.: 

 Überbrückungshilfen für den Mittel-

stand, 

 eine temporäre Absenkung der Mehr-

wertsteuer, 

 die Stabilisierung der Sozialversiche-

rungsbeiträge, 

 ein Kinderbonus für Familien, 

 Entlastungen der Wirtschaft, bspw. in 

Form einer Modernisierung der Kör-

perschaftssteuer, der Ausweitung des 

steuerlichen Verlustrücktrags oder 
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durch die Einführung einer degressi-

ven Abschreibung für Abnutzung 

(AfA), 

 sowie weitere Investitions- und Förder-

programme in den Handlungsfeldern 

Mobilität und Energie sowie Digitali-

sierung. 

Auch die Kommunen haben in der Corona-

Pandemie unter erheblichen Mindereinnah-

men und damit unter einer eingeschränkten 

Leistungsfähigkeit zu leiden. In einem Inter-

view mit der Immobilien Zeitung warnte Burk-

hard Jung, Präsident des Deutschen Städteta-

ges und Oberbürgermeister der Stadt Leipzig, 

vor den finanziellen Negativfolgen der 

Corona-Krise für die Kommunen. Zugleich for-

derte er von Bund und Ländern einen kommu-

nalen Rettungsschirm, um die Krise in den 

Städten besser bewältigen zu können (Ochs 

2020). Vor diesem Hintergrund wird mit dem 

Konjunkturprogramm ebenfalls eine Stärkung 

der kommunalen Handlungsfähigkeit ange-

strebt. Um die Ausgabeseite zu entlasten und 

die Einnahmen zu stabilisieren, sollen bis zu 75 

Prozent der Kosten der Unterkunft und Hei-

zung (KdU) durch den Bund übernommen und 

die aktuellen krisenbedingten Ausfälle bei der 

Gewerbesteuer durch Bund und Ländern mit 

Hilfe eines pauschalisierten Ausgleichs kom-

pensiert werden. Im Entwurf eines "Gesetzes 

zur finanziellen Entlastung der Kommunen 

und der neuen Länder" der Koalitionsfraktio-

nen der CDU/CSU und SPD vom 30. Juni 2020 

(Drucksache 19/ 20598) wurden diese Maß-

nahmen schließlich aufgegriffen. Die erste Le-

sung der Gesetzentwürfe im Bundestag – die 

Kompensation der Mindereinnahmen bei der 

Gewerbesteuer durch Bund und Länder sowie 

die Übernahme der KdU durch den Bund ma-

chen darüber hinaus Änderungen im Grund-

gesetz erforderlich (Drucksache 19/20595) - ist 

für den 09. September 2020 geplant. 

Von Ökonomen wird das Konjunkturpaket dif-

ferenziert bewertet. Während sich einige Wirt-

schaftswissenschaftler überwiegend positiv 

über das Paket äußerten, sowohl mit Blick auf 

eine Dämpfung der Rezession als auch mit 

Blick auf zukunftsorientierte Investitionsvorha-

ben (vgl. ifo Institut 2020c, DIW 2020), zwei-

feln andere Ökonomen an der Wirksamkeit 

des Maßnahmenpakets (vgl. Beller 2020). 

Auch die Wohnungs- und Bauwirtschaft ist 

hier geteilter Meinung. Andreas Mattner,    

Präsident des ZIA, kommentiert das Konjunk-

turpaket u. a. mit den Worten: „Das ist ein 

großartiger Tag für die Immobilienwirtschaft – 

so weitgehende und zielorientierte Beschlüsse 

der Bundesregierung hätten wir nicht erwar-

tet.“ (ZIA 2020a). Neben der Senkung der 

Mehrwertsteuer, werden u. a. auch die Über-

brückungshilfen in Form von Betriebskosten-

zuschüssen, die Ankündigung einer finanziel-

len Unterstützung und Entlastung der Kom-

munen (Kommunaler Solidarpakt 2020, Teilü-

bernahme der KdU), Investitionsanreize für 

private und öffentliche Auftraggeber (z. B. 

Aufstockung des CO2-Gebäudesanierungs-

programm) oder die temporäre Vereinfachung 

des Vergaberechts begrüßt. Zur temporären 

Senkung des Mehrwertsteuersatzes äußerte 

sich die Bauwirtschaft hingegen zurückhal-

tend bzw. lehnt diese ab. Eine zeitweise Her-

absetzung des Mehrwertsteuersatzes von 19 

auf 16 Prozent sei u. a. vor dem Hintergrund 

langer Projektlaufzeiten vor allem ineffizient 

und mit einem hohen bürokratischen Auf-

wand verbunden (ZDB 2020). 

Bereits vor der Einigung auf das Konjunktur-

paket sprach das Bundesministerium für         
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Finanzen vom „größten Hilfspaket in der Ge-

schichte Deutschlands“ und einem „Corona-

Schutzschild für Deutschland“, welches die 

Bundesregierung mit Milliarden-Hilfsprogram-

men, steuerlichen Hilfsmaßnahmen, Maßnah-

men zur Sicherung der Beschäftigung und     

einem gemeinsamen europäischen Krisenma-

nagement aufgebaut hat (BMF 2020b). Laut 

Angaben des Bundesfinanzministeriums be-

laufen sich die in diesem Zusammenhang ge-

währten haushaltswirksamen Maßnahmen 

auf 353,3 Milliarden Euro und die gewährten 

Garantien auf 819,7 Milliarden Euro. In der 

Summe spannt die Bundesregierung einen bis-

lang nie dagewesenen „Schutzschirm für Be-

schäftigte, Selbstständige und Unternehmen“ 

auf, um die „Gesundheit der Bürger zu schüt-

zen, Arbeitsplätze und Unternehmen zu stüt-

zen und unseren sozialen Zusammenhalt zu 

bewahren“ (BMF 2020b). 

Wohnungspolitische Maßnahmen 

Neben den wirtschaftlichen Unterstützungs-

maßnahmen greift die Bundesregierung         

jedoch auch unmittelbar in das Zivilrecht ein. 

Flankiert werden die finanzpolitischen Reakti-

onen durch das Gesetz zur Abmilderung der 

Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-,       

Insolvenz- und Strafverfahrensrecht, welches 

in der Frühphase der Corona-Pandemie in 

Deutschland, am 25. März 2020 vom Deut-

schen Bundestag beschlossen wurde. Mit die-

sem Gesetz hat die Bundesregierung ein bis 

Ende Juni 2020 befristetes Moratorium für   

betroffene Verbraucher (z. B. Mieterinnen und 

Mieter sowie Darlehensnehmerinnen und -

nehmer) und Kleinstunternehmer eingeführt, 

die pandemiebedingt ihre vertraglich geschul-

deten Leistungen nicht erbringen können. Da-

mit soll sichergestellt werden, dass Verbrau-

cherinnen und Kleinstunternehmer etwa von 

Leistungen der Grundversorgung (Wohnraum, 

Strom, Gas oder Telekommunikation) nicht 

abgeschnitten werden (Bundesregierung 

2020b). Das Gesetz umfasst demzufolge u. a. 

eine Ausweitung des Kündigungsschutzes 

(Mietenmoratorium) und Sonderreglungen für 

Verbraucherdarlehen.  

Im Gegensatz zum vereinfachten Zugang zum 

Kurzarbeitergeld sind das Mietenmoratorium 

und die Sonderreglungen zum Verbraucher-

darlehen äußerst umstritten. Der Deutsche 

Mieterbund äußerte sich positiv zur Einfüh-

rung des Mietenmoratoriums. So kommen-

tierte Lukas Siebenkotten, Präsident des DMB, 

die Stärkung des Mieterschutzes mit den Wor-

ten: „Das seit heute geltende neue Mieter-

schutzgesetz ist wichtig und der erste Schritt 

in die richtige Richtung. Mieterinnen und Mie-

ter haben nun die Gewissheit, dass sie in der 

aktuellen Krise nicht auch noch ihre Wohnung 

[...] verlieren“ (DMB 2020a). 

Dagegen kritisieren sowohl Wohnungsmarkt-

experten und Ökonomen (vgl. Simons et al. 

2020, Voigtländer 2020) als auch wohnungs-

wirtschaftliche Verbände (vgl. GdW 2020b, 

Haus & Grund 2020) das Mietenmoratorium 

scharf. Sie warnten vor einer Negativspirale, 

die „fatale Folgen für Vermieter, Mieter und 

die gesamte deutsche Wirtschaft“ (GdW 

2020b) haben könne. Voigtländer (2020) 

weist daraufhin, dass es bereits staatliche 

Hilfs- und Unterstützungsmaßnahmen zur Ab-

milderung der Einkommens-/Einnahmeaus-

fälle bei Arbeiternehmern und Selbstständigen 

gäbe und Vermieter nur schwer zwischen 

Corona-bedingten und selbstverschuldeten 

Zahlungsausfällen unterscheiden könnten.  

Zudem könnte ein längerer Ausfall von Miet-

zahlungen vor allem Kleinvermieter vor 
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schwerwiegende finanzielle Herausforderun-

gen stellen, da die finanzielle Situation der 

rund vier Million Kleinvermieter höchst unter-

schiedlich sei. Schlimmstenfalls könnten sie in 

finanzielle Schieflage geraten – auch da die 

nicht umlagefähigen Betriebskosten weiter-

laufen – und zu Notverkäufen gezwungen 

sein. Sollte eine Vielzahl an Vermietern oder 

Eigenheimbesitzern mit laufenden Darlehens-

verträgen betroffen sein, bestünde die Gefahr 

eines Preisrutsches mit entsprechenden Folge-

wirkungen für den Wohnimmobilienmarkt 

und das Bankensystem. Mit Blick auf das Droh-

potenzial einer Bankenkrise komme verschär-

fend hinzu, dass nach Auffassung des Bundes-

ministeriums der Justiz und für Verbraucher-

schutz gestundete Baukredite keinen zusätzli-

chen Zinsanspruch der Kreditgeber begründe 

und Stundungen damit zinslos bzw. kostenfrei 

zu gewähren seien (Katzung 2020a). 

Angesichts drohender Kreditausfälle, zinsloser 

Kreditstundungen und Preisnachlässen auf 

den Wohnimmobilienmärkten warnte die 

deutsche Finanzaufsicht (BaFin) zwar vor        

einem steigenden Gefahrenpotenzial für die 

Banken, doch eine Systemkrise sehe sie nicht. 

Allerdings seien laut Raimund Röseler, Exeku-

tivdirektor Bankenaufsicht der BaFin, „in den 

nächsten Quartalen [...] aber ein deutlich stei-

gender Wertberichtigungsbedarf [zu] sehen“ 

(Katzung 2020b). Auch die Bundesregierung 

sieht die Stabilität des Bankensektors in der 

Corona-Krise derzeit nicht gefährdet, wie aus 

ihrer Antwort (Drucksache 19/21669) auf eine 

Kleine Anfrage der FDP-Bundestagsfraktion 

(Drucksache 19/21384) hervorgeht. Sie ver-

weist auf einen von der BaFin durchgeführten 

speziellen Covid-19-Stresstest für die unter  

nationaler Aufsicht stehenden Institute, über 

den die Bundesregierung Mitte Juli dieses Jah-

res unterrichtet wurde. Die Aufsicht kam hier-

bei zu dem Ergebnis, dass „die Institute auch 

bei einem schweren Einbruch des Bruttoin-

landsprodukts im Durchschnitt ausreichend 

kapitalisiert“ sein (Drucksache 19/21669: S. 

2). Anderer Ansicht ist hingegen Jürgen Son-

der, Präsident der Bundesvereinigung Kre-

ditankauf und Servicing. Seiner Auffassung 

nach werden „die Kapital- und Liquiditätspuf-

fer [...] bei weitem nicht ausreichen und den 

Bankensektor an seine Leistungsfähigkeit brin-

gen. Der Staat wäre wieder einmal gezwun-

gen, die Finanzwirtschaft mit Staatshilfen zu 

stützen“ (Katzung 2020c). Ein solches Nega-

tivszenario lassen allerdings derzeit weder die 

Anzahl der bislang registrierten Mietstundun-

gen noch die Entwicklung der Wohnimmobili-

enpreise vermuten (zur Entwicklung der 

Wohnimmobilienpreise s. auch Rohland/Hal-

lenberg 2020).  

Auch bei größeren institutionellen Wohnungs-

unternehmen könnte eine Kumulation von 

Mietrückständen aufgrund des Mietenmora-

toriums negative Auswirkungen haben, insbe-

sondere droht hierdurch ein Rückgang der    

Investitionstätigkeit mit den entsprechenden 

restriktiven Folgen für weitere Wirtschaftsbe-

reiche.  

Vor diesem Hintergrund warnen Wohnungs-

marktexperten, Ökonomen und wohnungs-

wirtschaftliche Verbände davor, die durch die 

Corona-Krise hervorgerufenen Liquiditäts-

probleme nicht einseitig vom Mieter auf den 

Vermieter zu verlagern.  

In der politischen Auseinandersetzung über 

eine Verlängerung des ausgeweiteten Kündi-

gungsschutzes und der Sonderregelungen für 

Verbraucherdarlehen konnte sich die SPD 

schließlich nicht durchsetzen. Eine Verlänge-

rung der Regelungen bis Ende September 
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2020, wie von Bundesjustizministerin Chris-

tina Lambrecht (SPD) vorgeschlagen, schei-

terte am Widerstand der CDU/CSU-Fraktion. 

Das Mietenmoratorium endete damit am 

30.06.2020. 

Insbesondere Sozial- und Wohlfahrtsver-

bände, Verbraucherschützer, der DGB und der 

DMB kritisierten diese Entscheidung. Ihrer 

Auffassung nach seien Mieterinnen und Mie-

ter, Verbraucherinnen und Verbraucher sowie 

private Kreditnehmerinnen und Kreditnehmer 

auch weiterhin vor den wirtschaftlichen Fol-

gen der Corona-Krise zu schützen. Ulrich 

Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritäti-

schen Gesamtverbandes äußerte sich hierzu 

wie folgt: „Die Pandemie ist noch lange nicht 

vorbei. Viele Menschen sind weiterhin in Kurz-

arbeit oder haben ihre Arbeit verloren und nun 

ist auch noch ihre Wohnung bedroht. Es ist 

kurzsichtig und nicht nachvollziehbar, dass 

Schutzmaßnahmen wie das Mieten-Morato-

rium schon wieder heruntergefahren werden“ 

(Der Paritätische 2020). Auch bei Stefan Kör-

zell, DGB-Vorstandsmitglied, stieß die Ent-

scheidung auf Unverständnis: „Vor dem Hin-

tergrund, dass nach wie vor mehrere Millionen 

Beschäftigte in Kurzarbeit sind und hundert-

tausende Soloselbstständige dauerhafte Ein-

kommenseinbußen haben, schafft die Bundes-

regierung völlig ohne Grund sozialen Spreng-

stoff. Das Wohngeld kann die realen Wohn-

kosten nicht abdecken, zudem muss es Mo-

nate im Voraus beantragt werden. Menschen 

ohne finanzielle Rücklagen könnten schon in 

zwei Monaten auf der Straße stehen“ (DGB 

2020). 

Zahlreiche immobilienwirtschaftliche Ver-

bände sahen hingegen keinen Anlass für eine 

Verlängerung des Moratoriums und begrüß-

ten daher das Auslaufen des Moratoriums 

Ende Juni 2020. Grund hierfür sei vor allem die 

Tatsache, dass nur ein geringer Teil der Mieten 

ausfielen bzw. gestundet werden würden. 

ZIA-Präsident Andreas Mattner sagte zudem: 

„Die Verlängerung des Mietenmoratoriums 

wäre ein fatales Zeichen für die Konjunktur, 

alle Beteiligten wollen jetzt nach vorne 

schauen, ihr Geschäft betreiben und nicht 

weiter reguliert werden [...]. Weitere Eingriffe 

sind unverhältnismäßig“ (ZIA 2020b). 

Einig waren sich jedoch sowohl Kritiker als 

auch Befürworter des Mietenmoratoriums 

darüber, dass die verschärften gesetzlichen 

Regelungen zum Mieterschutz das Problem 

steigender Corona-bedingter Mietschulden 

auf längere Sicht nicht beheben können wird 

und daher grundsätzlich Lösung gefunden 

werden müssten. „[...] eine Verlängerung der 

Erste-Hilfe-Maßnahme löse das grundsätzliche 

Problem nicht, da Mietschulden nur in die Zu-

kunft geschoben würden“, so Verena Bentele, 

Präsidentin des Sozialverbandes VdK (Stern-

berg/Niesmann 2020).  

Angesichts der kontroversen Diskussion über 

das Mietenmoratorium und der Notwendig-

keit, nachhaltige Lösungen für den Mietwoh-

nungsmarkt in Zeiten der Corona-Pandemie 

zu finden, wird vielfach die Einführung eines 

Sozialfonds/Sicher-Wohnen-Fonds bzw. eines 

Wohnkreditfonds gefordert. Dieser Lösungs-

ansatz ermöglicht je nach Ausformung eine 

zinslose Kreditaufnahme bei vorheriger einfa-

cher Bedürftigkeitsprüfung durch den in Zah-

lungsschwierigkeiten geratenden Mieter oder 

im Falle des Wohnkreditfonds den Ankauf der 

ausstehenden Mietforderungen vom Vermie-

ter (vgl. u.a. Simons et al. 2020, Voigtländer 

2020). Die genannten Vorschläge haben ge-

mein, dass sie bei ausbleibender „Rückabwick-

lung“, d. h. sollte der Mieter die ausstehenden 
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Miet- bzw. Kreditverbindlichkeiten nicht be-

gleichen können, eine Vergemeinschaftung 

der Mietschulden vorsehen und damit eine 

Überlastung der Mieter- oder Vermieterseite 

vermeiden. Vor allen Dingen „wird es [jedoch] 

darauf ankommen, mehr finanzielle Hilfe für 

alle betroffenen Akteure auszugeben, um in 

naher Zukunft noch größere Verluste zu ver-

meiden“ (Kholodilin 2020: S. 6). 

In der Politik konnte sich die Fondslösung bis-

her nicht durchsetzen. Zwar könne ein Son-

derfonds schnell eingerichtet werden. Unklar 

bleibe jedoch, wie eine Bedürftigkeitsprüfung 

ablaufen könne. Zudem bestünde die Gefahr, 

dass die involvierten Behörden mit einer Flut 

von Antragsstellungen überfordert wären (vgl. 

Fabricius 2020). 

Ergänzend zu den finanzpolitischen Maßnah-

men und den Änderungen im Zivil-, Insolvenz- 

und Strafverfahrensrecht hat die Bundesregie-

rung weitere Schritte veranlasst, um eine wei-

tere Eindämmung der sozialen und wirtschaft-

lichen Folgen (auch im Kontext Wohnen) der 

Corona-Pandemie zu bewirken. So sollen mit 

dem Sozialschutzpaket I (Gesetz für den er-

leichterten Zugang zu sozialer Sicherung und 

zum Einsatz und zur Absicherung sozialer 

Dienstleister aufgrund des Coronavirus SARS-

CoV-2) und dem Sozialschutzpaket II (Gesetz 

zu sozialen Maßnahmen zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie) insbesondere bessere Be-

dingungen beim Bezug von Kurzarbeitergeld 

und weiteren Transferleistungen ermöglicht 

werden. Neben einem schnellen Zugang zu 

staatlichen Leistungen für Anspruchsberech-

tigte wird zugleich das Ziel verfolgt, den hier-

mit verbundenen bürokratischen Aufwand 

(zeitweise) zu reduzieren, um damit die invol-

vierten Behörden zu entlastet. 

Während im Sozialschutzpaket I, welches am 

27. März 2020 bereits frühzeitig in Kraft       

getreten ist, u. a. ein vereinfachter Zugang zur 

Grundsicherung (z. B. durch eine befristete 

Aussetzung der Berücksichtigung von Vermö-

gen oder durch eine befristete Anerkennung 

der tatsächlichen Aufwendungen für KdU) 

und zu weiteren existenzsichernden Leistun-

gen sowie der Umfang von Zuverdiensten 

während der Kurzarbeit geregelt werden, 

sieht das Sozialschutzpaket II nochmals eine 

Leistungsverbesserung beim Kurzarbeiter- und 

Arbeitslosengeld vor (u. a. durch eine stufen-

weise Erhöhung nach längerer Bezugsdauer 

und eine Erweiterung der Hinzuverdienstmög-

lichkeiten oder durch eine befristete Verlänge-

rung des Arbeitslosengeldes um drei Monate). 

Das Sozialschutzpaket II wurde am 14. Mai 

2020 vom Bundestag verabschiedet. Der Bun-

desrat gab am 15. Mai 2020 seine Zustim-

mung zu dem Gesetzespaket, in dem jene 

Maßnahmen aufgegriffen werden, auf die sich 

die Bundesregierung am 22. April geeinigt 

hatten (s.o.).  

Eine weitere wichtige Unterstützungsleistung 

zur Wohnraumversorgung auch in Zeiten von 

Corona ist das Wohngeld. Das Wohngeld stellt 

einen Mietzuschuss dar, der gewährt wird, 

wenn das Haushaltseinkommen zwar einen 

Schwellenwert unterschreitet, aber dennoch 

hoch genug ist, dass keine Ansprüche auf die 

Übernahme der Kosten der Unterkunft (KdU) 

im Rahmen des Arbeitslosengelds II (SGB II) be-

stehen. Die Höhe des Mietzuschusses ist ab-

hängig von der Haushaltsgröße, dem Haus-

haltseinkommen und der Regionen, in der das 

Wohngeld beantragt bzw. bezogen wird. Auf-

grund der sozialen und wirtschaftlichen Aus-

wirkungen der Corona-Pandemie dürfte es 

vielfach vorkommen, dass Haushalte zwar 
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(deutliche) Einkommensverluste erleiden müs-

sen, diese aber noch nicht so hoch sind, dass 

sie Ansprüche auf eine Übernahme der KdU 

begründen. Um auch diese Haushalte vor       

einer finanziellen Schieflage oder gar einer 

Wohnungslosigkeit zu bewahren, haben sich 

Bund und Länder Anfang April auf einen er-

leichterten und schnelleren Zugang zum 

Wohngeld geeinigt. Der Bund hat dazu ent-

sprechende Handlungsanweisungen (Ände-

rungen des Wohngeldgesetzes) formuliert, die 

von den Ländern umgesetzt werden müssen. 

Die Wohngeldvereinfachen umfassen u. a. die 

folgenden Punkte: 

 eine formlose Antragsstellung auf 

Wohngeld,  

 eine prioritäre Bearbeitung der An-

träge durch die Behörden,  

 Beschränkung der Nachweise auf das 

für die Wohngeldberechnung zwin-

gend notwendige,  

 Verzicht auf die Plausibilitätsprüfung 

der Angaben zum Einkommen oder 

 Auszahlung des Wohngeldes in Aus-

nahmefällen als Vorschuss. 

Die erleichterte bzw. vereinfachte Wohngeld-

beantragung trifft in der Wohnungswirtschaft 

auf positive Resonanz (s. u. a. GdW 2020c). 

Fazit 

Die Corona-Krise bestätigt aus politischer Sicht 

erneut die Wohnraumversorgung als wichtige 

soziale Frage zu Beginn des 21. Jahrhunderts. 

Auch wenn in der Debatte über eine Verlän-

gerung des Mietenmoratoriums die unter-

schiedlichen Positionen der Regierungsfraktio-

nen deutlich wurden, konnte die Bundesregie-

rung mit den erlassenen finanz- und woh-

nungspolitischen Maßnahmen ein Übergreifen 

der Corona-Krise auf die Wohnraumversor-

gung (bislang) weitgehend verhindern. Seitens 

der Oppositionsparteien Bündnis 90/Die Grü-

nen und DIE LINKE wurden dagegen noch um-

fangreichere staatliche Hilfen sowohl für Mie-

terinnen und Mieter als auch Eigentümerinnen 

und Eigentümer gefordert. Während die Grü-

nen für ein Sicher-Wohnen-Programm mit 

zinslosen Darlehen plädierten, sprach sich Die 

LINKE für eine gesetzliche Absenkung der Mie-

ten in Mietverhältnissen mit Corona-beding-

ten Einkommenseinbußen und einen Hilfs-

fonds „Soziales Wohnen“ zur Kompensation 

der Mietausfälle auf Seiten der Vermieter aus. 

Insgesamt hat die Bundesregierung als Reak-

tion auf die historischen Herausforderungen 

der Corona-Pandemie beispiellose Taten fol-

gen lassen, indem sie innerhalb kürzester Zeit 

und in beispiellosem Umfang finanzielle Mittel 

bereitgestellt und gesetzliche Regelungen vor-

genommen hat.  

Sie knüpft damit an den intensiv geführten 

wohnungspolitischen Diskurs über die Schaf-

fung und Sicherung von bezahlbarem Wohn-

raum aus den Vorjahren an, im Zuge dessen 

die Bundesregierung zahlreiche wohnungspo-

litischen Maßnahmen umgesetzt bzw. in die 

Wege geleitet hatte.  

Neben einer schnellen Umsetzung gilt es        

jedoch weiterhin, mit Augenmaß und Weit-

sicht zu handeln, um einen fairen Lastenaus-

gleich zwischen allen Akteuren zu gewährleis-

ten und unerwünschte Krisenfolgen zu ver-

meiden. Das Forschungs- und Beratungsinsti-

tut empirica räumt in diesem Zusammenhang 

solchen politischen Maßnahmen eine höhere 

Umsetzungschance ein, die zu einer stärkeren 
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Regulierung des Wohnungsmarktes führen 

könnten (empirica 2020). Auch vor diesem 

Hintergrund sind die langfristigen Aufgaben 

und Ziele einer sozialen und resilienten Woh-

nungspolitik nicht aus den Augen zu verlieren. 
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